
Es gibt keinen Grund, das Vertragspaket dem obligatorischen
Referendum zu unterstellen. Insbesondere stimmt es nicht, dass der
«Zuwanderungsartikel» in der Verfassung durch die teilweise
Übernahme der Unionsbürgerrichtlinie verletzt wird.
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Ob es für die Genehmigung der neuen EU-Verträge auch eine Mehrheit der Kantone braucht, wird das

Parlament abschliessend festlegen.
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Die Bilateralen III stehen nach Ansicht des Bundesrates im Einklang mit

der Bundesverfassung (BV). Vereinzelt wird jedoch argumentiert, Teile

des Pakets Schweiz-EU seien nicht mit der BV vereinbar. Im Zentrum

stehen zwei Einwände. Der erste betrifft den sogenannten

«Zuwanderungsartikel» in der Verfassung, der eine Begrenzung der



Zuwanderung verlangt und festlegt, dass keine Abkommen

abgeschlossen werden dürfen, die dagegen verstossen (Art. 121a BV).

Der zweite Einwand betrifft den angeblichen «Verfassungscharakter»,

den die Bilateralen III nach Auffassung einzelner Kritiker aufweisen.

Träfe diese Ansicht zu, müsste die Verfassung spätestens bei der

Genehmigung der Abkommen geändert werden. Dies würde ein

obligatorisches Referendum implizieren, bei dem neben dem Volks-

auch das Ständemehr erforderlich wäre.

Zu überzeugen vermögen diese Ansätze nicht. Der erste Einwand bezieht

sich auf die «Unionsbürgerrichtlinie», welche die Schweiz teilweise

übernimmt. Sie bringt zwar neue Aufenthaltsrechte mit sich, so

insbesondere das Daueraufenthaltsrecht für Erwerbstätige und ihre

Familienangehörigen, die sich mindestens fünf Jahre rechtmässig im

Land aufhalten. Indessen geht es dabei im Wesentlichen um

Verbleiberechte für Personen, die bereits in der Schweiz sind.

Dass Personen neu das Recht erhalten, sich hier aufzuhalten, kommt nur

vereinzelt und in geringfügigem Ausmass vor (im Wesentlichen:

Familiennachzug für Lebenspartner in eingetragener Partnerschaft,

wobei dieses Recht im nationalen Recht bereits besteht).

Daher verletzt das Abkommen den «Zuwanderungsartikel» nicht. Denn

dieser steht nur Verträgen entgegen, die in grossem Ausmass zusätzliche

Rechte auf «Neuzuwanderung» verankern. Davon gehen die einhelligen

Verfassungskommentare aus, und dies entspricht auch der bisherigen

Es geht um Verbleiberechte, nicht um neue Zuwanderung



Praxis (z. B. bei der Regelung der Verbleiberechte britischer

Staatsangehöriger nach dem Brexit).

Dass der «Zuwanderungsartikel» zusätzlichen Verbleiberechten nicht im

Wege steht, lässt sich direkt aus ihm selbst ableiten. Der erste Absatz legt

den Grundsatz der Steuerung der «Zuwanderung» fest. Der zweite

Absatz nennt die Mittel, mit denen dieser durchgesetzt wird:

Höchstzahlen und Kontingente für «sämtliche Bewilligungen» des

Ausländerrechts. Damit können nur Bewilligungen gemeint sein, welche

die im ersten Absatz genannte «Zuwanderung» betreffen.

Zu den Verbleiberechten enthält der zweite Absatz lediglich eine «Kann-

Formulierung». Auch der dritte Absatz zu den Bewilligungen für

erwerbstätige Ausländer zielt lediglich auf Personen ab, die neu

zuwandern, und nicht auf solche, die bereits hier sind.

Weiter ist der «Zuwanderungsartikel» stark präzisierungsbedürftig –

insbesondere wegen des Spannungsverhältnisses mit anderen

verfassungsrechtlichen Vorgaben, wie den Grundrechten, und des

Bezugs auf die wirtschaftlichen Interessen der Schweiz. Er lässt grossen

Umsetzungsspielraum. Vor diesem Hintergrund hat das Parlament

gänzlich auf Höchstzahlen und Kontingente für EU-Bürger verzichtet.

Auch diesen Zusammenhängen ist Rechnung zu tragen.

Gesamthaft fällt die Analyse daher klar aus: Der «Zuwanderungsartikel»

zielt nicht darauf ab, dass wir die Zahl der Ausländer, die sich im Land

aufhalten, steuern, sondern die Zahl der Neuankömmlinge.

Nebulöse Annahmen

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_121_a


Auch der zweite Einwand ist nicht schlüssig. Weder der gelegentlich

bemühte «Verfassungscharakter» noch die «materiellen

Verfassungsänderungen», die mit den Bilateralen III angeblich

einhergehen, vermögen eine Unterstellung unter das obligatorische

Referendum zu begründen.

In welchen Fällen dieses zum Zug kommt, regelt die BV. Sie stellt dabei

auf einen formellen Verfassungsbegriff ab, also auf den Verfassungstext

als solchen. Solange kein Konflikt mit der BV vorliegt, besteht deshalb

kein Raum für eine Ausdehnung auf Verträge mit

«Verfassungscharakter» oder «materiellen Verfassungsänderungen», die

in ihrer Tragweite nebulös bleiben.

Ein solcher Ansatz müsste zudem konsequenterweise auch nationales

Recht erfassen. Somit dürften ohne obligatorisches Referendum keine

Gesetze erlassen werden, die «Verfassungscharakter» besitzen wie

gewisse gesetzliche Bestimmungen über die Zusammenarbeit der

eidgenössischen Räte. Anhaltspunkte hierfür oder Forderungen danach

gibt es keine.

Somit sind die Bilateralen III auch aus diesem Grund nicht dem

obligatorischen Referendum zu unterstellen. Das Bundesamt für Justiz

hat im Übrigen überzeugend dargelegt, dass die besseren Gründe gegen

die Zulässigkeit eines obligatorischen Staatsvertragsreferendums sui

generis sprechen. Dessen Anwendung würde von politischen Kriterien

abhängen, womit plebiszitäre Elemente ausschlaggebend wären, die der

BV fremd sind.

Plebiszitäre Elemente



Wie auch immer man zu den Bilateralen III steht: Die Frage des

obligatorischen Referendums sollte ausschliesslich nach

verfassungsrechtlichen Kriterien entschieden werden. Jeder andere

Ansatz würde Präzedenzwirkung entfalten und den Anwendungsbereich

der Rechte von Volk und Ständen «verpolitisieren». Das kann nicht

wünschenswert sein.
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Aljosa Colombo vor 59 Minuten

Bei einer solchen Schicksalsfrage dermassen technisch/formaljuristisch zu argumentieren kann man
machen, stärkt aber sicher nicht das Vertrauen. Die Attraktivität für Zuwanderer wird massiv steigen,
wenn es neu viel einfacher wird, ein Daueraufenthaltsrecht zu erlangen. Zwischen Zuwanderung und
Verbleiberecht zu unterscheiden mag juristisch korrekt sein, erfasst aber nicht die neu entstehende
Situation. Auf jeden Fall sind die Verträge abzulehnen. Wenn das Volk den Eindruck erhält, die
Kantone werden ausgehebelt bei einer solchen Abstimmung mit immenser Tragweite, wird sich das
rächen an der Urne, was ja zu wünschen wäre.

Sabina Bridler-Hauck vor 1 Stunde

Frau Epiney hat recht: Es gibt nicht einen Grund, den EU-Vertrag dem obligatorischen Referendum zu
unterstellen. Es gibt Tausend Gründe.
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